
Versammeln  wir  unsere
Mitschüler_Innen  gegen  die
Klimakrise!
Von Jona Everdeen, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Tausend Schüler_Innen diskutieren den Kampf gegen den Klimawandel: Am
Dienstag  den  24.  Januar  fand  in  der  Sophie-Scholl-Schule  in  Berlin-
Schöneberg eine zuvor durch Schüler_Innen organisierte Vollversammlung
statt!

Die  Vollversammlung  wurde  unter  dem  Motto  einer  „Alternativen
Klimakonferenz“  durchgeführt,  nachdem  die  COP27  wieder  einmal  zu
keinerlei  Fortschritten  bei  der  Bewältigung  der  Klimakrise  geführt  hatte.

Doch was genau ist  überhaupt eine Vollversammlung? Und wie kann sie
einberufen werden?

Wozu eine Vollversammlung?
Eine  Vollversammlung  an  einer  Schule  ist  eine  für  alle  Schüler_Innen
verpflichtende, bis zu zwei Stunden lange Veranstaltung in der Aula oder
einem anderen zentralen Raum der Schule.

Sollte die Schule über keinen Raum verfügen, in dem alle Schüler_Innen
Platz  haben,  kann die  Vollversammlung auch aus  mehreren Blöcken mit
jeweils unterschiedlichen Jahrgängen bestehen.

Eine  Vollversammlung  kann  von  der  SV  (Schüler_Innen-Vertretung)
einberufen werden, in Berlin einmal im Halbjahr, in anderen Bundesländern
kann das variieren.

Mittels einer Vollversammlung kann in der ansonsten bewusst unpolitisch
gehaltenen Schule  ein  Raum geschaffen  werden,  um über  akute  Fragen
innerhalb der Schule aber auch gesellschaftlich relevante Themen, wie die
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Klimakrise, zu debattieren. Und das selbstbestimmt durch die Schüler_Innen,
ohne dabei Lehrkräften oder der Schulleitung rechenschaftspflichtig zu sein.

Die Vollversammlung ist somit die bestmögliche Plattform für einen Diskurs
innerhalb der Schule und auf ihr kann auch über politische Forderungen
abgestimmt und somit eine deutlich breitere Legitimität für diese geschaffen
werden.  Schüler_Innen,  von  denen  die  meisten  noch  nicht  an
parlamentarischen  Wahlen  teilnehmen  dürfen,  können  endlich  einmal
abstimmen,  und  zwar  nicht  bloß  passiv  durch  die  Wahl  irgendwelcher
Stellvertreter_Innen sondern aktiv mit der Möglichkeit, sich selber an der
Umsetzung des Wahlergebnisses zu beteiligen.

Die Vollversammlung an der Scholl
Bei  der  Vollversammlung  an  der  Sophie-Scholl-Schule  war,  wie  bereits
erwähnt, die Klimakrise das Thema unter dem die rund 1000 Schüler_Innen
in 3 Durchgängen in die Aula gerufen wurden.

Dies  fand  auf  Initiative  unserer  Genoss_Innen  statt  und  eine  Gruppe
motivierter  Schüler_Innen  hatte  zuvor  die  Organisation  übernommen.

Eingeladen  waren  drei  Gastreferent_Innen  der  Klimagruppen  „Depth  4
Climate“, die sich für eine Schuldenstreichung für die Länder der Globalen
Südens einsetzt, „End Fossil: Occupy!“, die mittels Schul- und Unibesetzung
den Klimastreik auf ein neues Level  heben will,  sowie die „Workers and
Youth  Relief  Campain“,  die  Unterstützung  für  die  Betroffenen  der
Flutkatastrophe  in  Pakistan  leistet.  Diese  referierten  dabei  über
unterschiedliche Aspekte der Klimakrise und stellten Ansätze vor, wie diese
gelöst  werden  könnten,  wobei  der  inhaltliche  Fokus  darauf  lag,  dass
Selbstorganisation von Arbeiter_Innen und Jugendlichen sowie internationale
Solidarität notwendige Bedingungen für Klimagerechtigkeit sind.

Nach  einer  Frage-  und  Diskussionsrunde,  bei  der  die  Schüler_Innen
inhaltliche  Nachfragen  stellen  und  eigene  Beiträge  einbringen  konnten,
stellte das Organisationsteam die zuvor erarbeiteten Forderungen an Schule
und Politik vor und eröffnete daraufhin die Abstimmung über diese.



Die Forderungen wurden mit einer breiten Mehrheit angenommen. Das war
ein Riesenerfolg!

Wie  kann  ich  selber  eine  Vollversammlung
organisieren? Worauf muss ich achten?
Wie gesagt kann eine Vollversammlung 1-2 Mal im Schuljahr durch die SV
einberufen werden. Es ist daher nötig, insofern man nicht als organisierende
Gruppe selber Teil der SV ist, diese von der Vollversammlung zu überzeugen.
Die  Organisation  der  Vollversammlung  muss  jedoch  nicht  von  der  SV
übernommen werden, sondern kann von allen interessierten Schüler_Innen
durchgeführt  werden.  Möglichst  gute  Kontakte  zur  SV  sind  natürlich
trotzdem  hilfreich.

Bei  der  Organisation sollte  versucht  werden,  so  viele  Schüler_Innen wie
möglich  in  die  Planung,  Ausgestaltung  und  vor  allem  Aufstellung  der
Forderungen einzubinden, indem mit Flyern, Plakaten und Mund-zu-Mund-
Propaganda für Vorbereitungstreffen geworben wird. Je mehr Schüler_Innen
am  Prozess  beteiligt  sind,  je  niedrigschwelliger  die  Möglichkeiten  zur
Mitgestaltung  sind,  desto  höher  ist  auch  die  Legitimität  der  Ergebnisse.

Auf der Vollversammlung selber sollte über Forderungen einzeln abgestimmt
werden, damit die Schüler_Innen bei jeder Forderung überlegen können, ob
sie zustimmen, und nicht bloß die Wahl haben entweder alle oder keine
Forderungen anzunehmen.

Ihr  seid  bei  der  Planung  einer  Vollversammlung  der  Schulleitung  keine
Rechenschaft schuldig, jedoch müsst ihr diese dort anmelden und ihr solltet,
insofern  möglich,  versuchen,  ein  kooperatives  Verhältnis  mit  der
Schulleitung  zu  suchen,  da  das  die  Ausgestaltung  deutlich  vereinfachen
kann. Gleichzeitig sollte Kritik an der Schulleitung aber keineswegs unter
den Teppich gekehrt werden.

Für die Finanzierung der Vollversammlung, zum Beispiel Druckkosten für
Wahlzettel und Plakate, könnt ihr den schuleigenen Förderverein anfragen,
der in der Regel unkompliziert auch höhere Kosten übernimmt.



Wie an der  Sophie-Scholl-Schule  dürft  ihr  Referent_Innen von außerhalb
einladen. Die Schulleitung hat kein Recht, über diese zu entscheiden. Es
muss lediglich eine Begründung für die Einladung vorgelegt werden und die
Referent_Innen  müssen  sich,  wenn  sie  in  die  Schule  kommen,  beim
Sekretariat  anmelden.

Es ist außerdem wichtig, im Vorhinein einen Zeitplan für die Veranstaltung
zu erstellen, der eher mit mehr als mit weniger Zeit rechnet, da sich der
Ablauf  mit  mehreren  hundert  Schüler_Innen  leicht  um  einige  Minuten
verzögern  kann.  Das  Programm  der  Vollversammlung  bzw.  eines  ihrer
Durchläufe  muss  also  gut  im Vorhinein  durchgeplant  und Aufgaben,  mit
Backup-Optionen, verteilt werden.

Was folgt nach der Vollversammlung?
Damit die Vollversammlung nicht einen rein symbolischen Charakter hat, ist
es wichtig, dass sie nicht das Ende der politischen Arbeit der Schüler_Innen
ist, sondern eigentlich erst ihr Anfang.

Angenommene Forderungen dürfen kein Selbstzweck sein, sondern müssen
in der Folge der Vollversammlung aktiv von den Schüler_Innen durchgesetzt
werden, da zu erwarten ist, dass sie nicht einfach so umgesetzt werden.

Dafür  muss  die  Gruppe,  die  die  Vollversammlung  organisiert  und  die
Forderungen aufgestellt hat, weiterhin organisiert bleiben und versuchen,
noch mehr Schüler_Innen, am besten schon auf der Vollversammlung selber,
mit ins Boot zu holen und zu Treffen einzuladen.

Es ist  wichtig,  sich nicht in Hinterzimmergespräche mit der Schulleitung
verwickeln zu lassen, undemokratische Kompromissvorschläge entschieden
zurückzuweisen  und  auf  den  demokratisch  betroffenen  Beschlüssen  zu
beharren.

Sollte  sich  abzeichnen,  dass  die  Schulleitung  nicht  bereit  ist,  diese
umzusetzen,  müssen  unter  Beteiligung  möglichst  vieler  Schüler_Innen
weitere  Schritte  geplant  werden,  wie  der  Druck  erhöht  werden  kann.
Möglichkeiten dafür reichen von offenen Briefen bis zu Schulstreiks und -



besetzungen.

Es ist zu empfehlen, als Organisationsgruppe bei zukünftigen Wahlen für
Klassensprecher_Innen- und Schulsprecher_Innen-Posten mit dem Programm
zu kandidieren,  die  Beschlüsse der  Versammlung zu verteidigen und die
demokratische Mitsprache der Schüler_Innen zu vertiefen.

Ganz generell  muss die  Vollversammlung langfristig  genutzt  werden,  um
aufzuzeigen, dass sie genau wie auch besagte Klassensprecher_Innen und
Schulsprecher_Innen-Wahlen, lediglich Bühnen darstellen, um für dauerhafte
und wirklich demokratische Organisierung der Schüler_Innen zu werben und
diese voranzutreiben. Ziel sollte es sein, die Schüler_Innen zu politisieren
und  gegen  die  Ungerechtigkeit  des  kapitalistischen  Systems  wie  der
Klimakrise  in  Stellung  zu  bringen.  Das  erkämpfen  wir  nämlich  in  einer
Organisierung in Schüler_Innen-Komitees, in der Posten jederzeit abwählbar
sind  und  die  regelmäßige  Treffen  aller  motivierten  Schüler_Innen
veranstaltet,  auf denen politische Themen debattiert und daraus folgende
Forderungen  dann  auf  regelmäßig  stattfindenden  Vollversammlung
abgestimmt  werden,  um  endlich  die  Erzählung  von  den  „unpolitischen
Schulen“ zu brechen!

Ausbildung für alle?!
Von Lia Malinovski, März 2023

Die Bundesregierung hat diese Woche beschlossen: Es soll jede_r Jugendliche
das Recht auf eine Ausbildung bekommen. Sollte man keinen betrieblichen
Ausbildungsplatz  bekommen  und  nachweisen  können,  dass  man  sich
erfolglos beworben hat, soll es die Möglichkeit auf eine außerbetriebliche
Ausbildung geben.
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Was wurde beschlossen?
Es wurde ein neues Gesetz  beschlossen,  laut  dem alle  Jugendlichen,  die
keinen  Ausbildungsplatz  bekommen  haben,  das  Recht  auf  eine
außerbetriebliche  Ausbildung  bekommen  sollen.  Dabei  ist  die  Dauer
zwischen  24  und  42  Monaten.  Die  Ausbildung  sol l  mit  einem
vollqualifizierenden und formell gleichwertigen Berufsabschluss enden. Das
Gesetz  soll  am 01.  August  2024 in  Kraft  treten.  Es  soll  für  alle  jungen
Menschen gelten, die nachweisen, dass sie sich erfolglos beworben haben, in
der  Berufsberatung  waren,  vom  Jobcenter  nicht  in  eine  betriebliche
Ausbildung vermittelt werden konnten und in Regionen leben, in denen es zu
wenig Ausbildungsplätze gibt. Die DGB-Jugend wertet das Gesetz als Erfolg
der Gewerkschaft,  kritisiert aber auch, dass es nicht ausreichend ist und
fordert den Ausbau von Ausbildungsstätten.

Wie stehen Marxist_Innen dazu?
Erst einmal muss gesagt werden, dass wir es natürlich unterstützen, wenn
Jugendliche  das  Recht  auf  eine  Ausbildung  haben.  Dieses  Recht  muss
verteidigt und ausgebaut werden. Doch was kann aus diesem Gesetz folgen?
Das ist schwierig abzuschätzen. Denkbar ist aber, dass es zu einem Abbau an
betrieblichen Ausbildungsmöglichkeiten kommt, da diese teuer für Betriebe
sind  und  wenn  der  Staat  sie  eh  bezahlt,  wieso  sollte  man  dann  selber
ausbilden? Eine Frage, die nicht geklärt ist, ist die Frage nach dem Gehalt.
Ausbildungsgehälter sind viel zu niedrig und haben einen Mindestlohn von 6€
statt  den regulären  12.   Aber  viele,  besonders  schulische  Ausbildungen,
bezahlen  ihre  Azubis  gar  nicht  erst.  Wie  es  bei  der  außerbetrieblichen
Ausbildung hier aussieht, steht nicht fest. Wir müssen aber dafür einstehen,
dass die Ausbildung bezahlt wird und die Löhne weiter angehoben werden!

Ansonsten schließen wir uns dem DGB an, mit der Forderung nach mehr
betrieblichen Ausbildungen. Zwar sagt der Bundesarbeitsminister, dass die
betriebliche  Ausbildung  weiterhin  die  Regel  sein  soll,  ob  das  sich  so
bewahrheitet steht zur Debatte. Anstatt außerbetriebliche Ausbildungen zu
fördern, müssen betriebliche Ausbildungen ausgebaut werden und die Löhne
angehoben werden!



Wir fordern also:

Nein zum Abbau von Lehrstellen in Betrieben! Für mehr Lehrstellen
mit Facharbeiter_Innenabschluss!
Umwandlung  von  Berufsvorbere i tungsmaßnahmen,
Berufsgrundschuljahren und allen Sondermaßnahmen in Lehrstellen!
Keine Arbeit unter Tarif! Für die gewerkschaftliche Organisierung
aller Jugendlichen!
Gegen Jugendarbeitslosigkeit! Für Ausbildungen für alle Jugendliche!
Für  die  Aufnahme  in  die  Gewerkschaften  von  arbeitslosen
Jugendlichen!
Für die  Anpassung der  Löhne an die  Inflation,  kontrolliert  durch
Ausschüsse der Arbeiter_Innen und Auszubildenden!

Non-Binary  in  der  Schule:  Wie
ist das so?
Interview mit Flo, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Flo ist 15, geht zur Schule – und bevorzugt für sich keine Pronomen. Flo ist
nämlich  nicht-binär.  Wie  haben  die  Schulkolleg*innen  reagiert?  Gab  es
Probleme  mit  Lehrer*innen?  Wir  haben  Flo  um  Einblicke  gebeten.  Das
Interview führte Aventina Holzer.

Wann hattest du erstmals das Gefühl, dass „männlich“
oder „weiblich“ dich nicht wirklich beschreiben?
Man stellt es sich oft bisschen so wie in den Filmen vor, oder? Man steht
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vorm Spiegel und realisiert, dass man eigentlich lieber einen Penis möchte,
oder sich nicht wohl mit Brüsten fühlt. Also so war es bei mir eher nicht. Es
waren stattdessen viele unterschiedliche Dinge. Angefangen damit, dass ich
mich schon im Kindergarten mit der Unterteilung in männlich und weiblich
nicht wohlgefühlt habe. Und dass mich später Leute gefragt haben, ob ich
männlich oder weiblich bin. Das hat mich damals schon geärgert. Aber auch
Momente wo ich selbst gesehen habe, dass ich ausschaue wie ein Bursche
und mich damit plötzlich wohlgefühlt habe.

Wusstest du gleich, dass du non-binary bist?
Nein.  Ich  habe  mir  viele  Dokus  angeschaut,  speziell  zum  Thema  inter
Personen.  Dort  wurde  das  Thema  „nicht  (nur)  Mann  und  Frau  sein“
aufgegriffen. Das habe ich dann auch mit meiner Mutter diskutiert, die das
nicht ganz verstanden hat. Ihre Antwort auf meine Frage, ob es noch was
anderes als weiblich und männlich gäbe, war „nein!“. Das hat mich damals
auch  ziemlich  enttäuscht  und  den  Gedanken  zu  meiner  eigenen  Nicht-
Binärität  nach hinten geschoben. Später habe ich dann über TikTok und
Instagram viele Leute gefunden, mit  deren Content ich mich identifiziert
habe  –  und so  auch mehr  über  meine  Geschlechtsidentität  herausfinden
konnte. Wie hat dein Umfeld darauf reagiert? Damit hatte ich viel Glück, weil
ich zu dem Zeitpunkt schon politisch aktiv war – damals bei Fridays for
Future. Davor habe ich kaum queere Menschen gekannt und dann waren
plötzlich alle dort gay. Ich wusste zu dem Zeitpunkt schon, dass ich nicht-
binär bin und konnte das in diesem Rahmen auch zum ersten Mal äußern. Da
habe ich mich dann auch zum ersten Mal getraut, meine Pronomen zu sie/er
zu ändern (Anm: mittlerweile verwendet Flo keine Pronomen). Meine Eltern
waren ein bisschen schwieriger, weil sie das alles nicht kannten.

Wie lief dein Outing in der Familie?
Ich war ur nervös als ich ihnen gesagt habe, dass ich keine Pronomen mehr
verwende und nur bei meinem richtigen Namen genannt werden möchte. Die
nächsten eineinhalb Jahre hatten wir viele Gespräche darüber und ich wurde
tausendmal  ge-deadnament  und misgendert.  Das hat  auch immer wieder
intentional gewirkt. Meine Oma und Tante waren dann relativ cool. Sie haben



auch begonnen, keine Pronomen für mich zu verwenden und neue Begriffe
für  Nichte/Neffe,  Enkel/Enkelin  zu  erfinden.  In  der  Schule  wurde  mein
Coming-out hingegen zum Großteil ignoriert. Vor allem weil die Leute es
nicht  so  richtig  verstanden haben,  einige  haben es  aber  auch  ganz  gut
akzeptiert.

Wie  geht  es  dir  dir  mit  dem  Umgang  mit  deiner
Geschlechtsidentität  in  der  Schule?
Naja, da ist das Namens-Ding. Wenn Lehrer*innen die „richtigen“ Namen
verwenden. Mein Name ist auf keiner Liste geändert – und darum weigern
sich einzelne Lehrpersonen, meinen Namen zu lernen. Eine meinte sogar,
dass wir uns jetzt ja nicht erwarten sollen, dass sie unsere neuen Namen
oder diese „komischen Pronomen“ lernt. Und beim Elterngespräch wurde
von manchen Lehrer*innen das  Thema die  ganze Zeit  auf  Transidentität
gelenkt,  statt  darüber  zu  reden,  weswegen  das  Gespräch  eigentlich
stattfindet –  meiner Noten.  Leute gehen davon aus,  dass trans Personen
einfach  ein  allgemeines  Thema  sind,  über  das  alle  jetzt  plötzlich  reden
können und mitentscheiden, was ihre körperliche Selbstbestimmung angeht.
Jede*r hat eine Meinung dazu und jede trans Person muss auch immer sofort
darüber diskutieren.

Wie  fühlst  du  dich,  wenn  du  so  darüber  ausgefragt
wirst?
Schüler*innen  sind  oft  verwirrt  –  was  auch  voll  ok  ist.  Jede*r  sollte
nachfragen,  wenn man sich  bei  etwas  nicht  sicher  ist.  Aber  viele  Leute
stellen auch sehr persönliche Fragen über Transitions, die einer cis Person
nie  gestellt  werden  würden.  Meine  Schule  selbst  ist  aber  zum  Glück
eigentlich eh sehr queer geprägt. Transmaskuline Menschen können etwa bei
den Burschen mitturnen zum Beispiel.  Es wäre sicher an vielen anderen
Schulen viel schlimmer. Trotzdem fühlt man sich als trans Person oft als
Vorführexemplar.

Was hättest  du  dir  in  der  Schule  als  Unterstützung



gewünscht?
Eine Vertrauensperson, die beim Thema ausgebildet ist, wäre sehr wichtig.
Die Person sollte sich auskennen, weil man sich sonst immer erklären muss
und die Hürde dann sehr hoch ist,  sich an diese Person zu wenden. Am
Anfang wäre es auch wichtig von der Lehrer*innen-Seite aus auch zu fragen,
wie die Eltern dazu stehen und das mitein-zubeziehen. So kann vermieden
werden, trans Personen in unangenehme Situationen zu bringen oder auch
ein Coming Out zu erzwingen.

Würde  eine  Thematisierung  im  Unterricht
helfen?
Gibt es sowas aktuell? Thematisierung von trans-Identität im Unterricht ist
momentan meistens freiwillig. Es heißt „wir können darüber reden, wenn es
Leute  interessiert“  und  wenn  es  dazu  kommt,  ist  es  nicht  besonders
informiert.  Es  ist  doch  nicht  nur  eine  Interessensfrage,  es  gibt  so  viel
Falschinformation in den Medien – da braucht es eine Fixierung im Lehrplan!
Schulungen  zu  dem Thema wären  auch  eine  gute  Sache,  sonst  werden
queere Schüler*innen die ganze Zeit als Lexikon verwendet.

Hast du Tipps an Lehrer*innen und Mitschüler*innen,
wie man am besten mit einem Coming Out umgeht?
Die eigenen Pronomen sagen hilft auf jeden Fall mal, es ist zum Beispiel cool,
wenn Lehrer*innen das im Rahmen von Vorstellungsrunden aufbringen. Es
ist nämlich nervig, immer selbst auf Lehrer*innen zukommen zu müssen.
Fragen zu der Person und Geschlechtsidentität zu stellen, ist voll ok. Aber
man sollte sich vielleicht zuerst fragen: „Kann man es googeln?“, oder: „Sind
manche Fragen doch zu intim? Würdest du die einer cis Person wirklich
genauso stellen?“. Zum Beispiel Fragen zu Genitalien und zum Sexualleben.
Aber Fragen stellen ist natürlich schon auch sehr wichtig, speziell, wenn man
Probleme beim Verstehen von Pronomen hat. Man vertut sich am Anfang, das
ist nicht so tragisch, man sollte sich einfach selbst korrigieren, weitermachen
und nicht voll das Drama draus machen. Das bringt sonst trans Menschen
nur in eine unangenehme Situation und lenkt vom eigentlichen Thema ab.



Wichtig ist eben auch, dass Information nur weitergegeben werden, wenn
explizit darum gebeten wird – zum Beispiel im Rahmen von Coming-outs. Oft
heißt es, nicht-binär zu sein, sei ein Jugend-Trend.

Können cis-Personen helfen, dagegen aufzuklären?
Auf jeden Fall! Wenn diese Diskussion aufkommt und man als cis Person das
Gefühl hat, dass die trans Person sich eh gut auskennt, macht es trotzdem
Sinn sich in die Diskussion einzuschalten. Sonst bleibt es immer an trans
Personen hängen diese  Diskussionen zu führen und man fühlt  sich  sehr
alleine.

Was sind gute Argumente dagegen?
Zum Beispield, dass das Wort „nicht-binär“ zwar relativ neu ist, aber das
Konzept nicht. Die Geschichte ist voll mit trans Personen und auch in den
Medien  gibt  es  einige  Leute,  die  sich  nicht  wohlfühlen  mit  der
Geschlechtsbinärität,  wie  sie  momentan aufrechterhalten wird.  Als  ältere
Person  kann  man  sich  sicher  auch  zurückerinnern  an  Leute,  die  nicht
reingepasst haben in die Binärität von männlich und weiblich, die sich damit
nie speziell assoziiert haben oder die vielleicht auch schon früh wussten, dass
ihr  biologisch zugeschriebenes Geschlecht  nicht  dazu passt,  wie  sie  sich
fühlen. Jetzt gibt es eben Wörter dafür.

Wie  stark  werden  non-binary-Menschen  generell
heutzutage diskriminiert?
Bis heute gibt es keine gesetzliche Gleichstellung. Stigmatisierung ist immer
noch ein Thema, war aber früher auch noch viel stärker. Im Kontext von der
Aids-Krise sind unglaublich viele queere Menschen gestorben und da die
Gesellschaft früher noch viel homophober und transphober war, waren viel
weniger queere Leute bereit, sich zu outen oder überhaupt lang genug am
Leben. Das hat sich mit der Zeit verändert bzw. verändert sich immer noch.
Bevor  man  solche  Aussagen  trifft,  wie,  dass  es  sich  um einen  „Trend“
handelt, sollte man erstmal nachdenken, warum gerade jetzt Menschen sich
wohl genug fühlen ihre Identität öffentlich zu diskutieren. Und natürlich gibt
es  durch  das  Internet  auch  mehr  Zugang  zu  Informationen  und



Möglichkeiten sich anonym Ratschläge und Unterstützung zu holen. Das ist
einfach eine neue Art  zu kommunizieren und sie  bringt  auch viele  neue
Möglichkeiten, mit der Welt in Interaktion zu treten. Und eigentlich ist es
schön, dass jetzt viel mehr Menschen zu ihrer Identität finden und zu ihr
stehen können.

Über Flo

Flo ist Akivist*in beim Jugendrat und Schüler*in. Flo ist seit ein paar Jahren
politisch aktiv und engagiert  sich einerseits  in der Klimabewegung, aber
auch gegen Kapitalismus und für eine befreite Gesellschaft. Der Jugendrat ist
eine politische Organisation von jungen Menschen, die sich aus der Fridays
for  Future Bewegung gegründet  hat.  Klimagerechtigkeit  ist  ein zentraler
Grund  für  seine  Gründung.  Klimagerechtigkeit  kann  aber  nur  erreicht
werden, indem man mit dem kapitalistischen System bricht,  welches nur
nach  Profitgier  Entscheidungen  trifft.  Deshalb  ist  der  Jugendrat  auch
unabhängig von politischen Parteien, um radikal für unsere Zukunft kämpfen
zu können.

ChatGPT:  Wie  eine  künstliche
Intelligenz  das  kapitalistische
Schulsystem herausfordert
Von Felix Ruga & ChatGPT; Februar 2023

Disclaimer: Der Text wurde von einem unserer Autoren und ChatGPT
geschrieben. Eine Reflexion dazu findet ihr noch einmal gesondert am
Ende.

Max sitzt vor seinem Computer und schaut auf seine Mathe-Hausaufgaben.
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Er versteht die Aufgabe einfach nicht und fühlt sich frustriert. Dann erinnert
er sich daran, dass er ChatGPT benutzen kann, um seine Hausaufgaben zu
erledigen.

Er gibt die Frage ein und innerhalb von Sekunden liefert ChatGPT ihm eine
ausführliche  Erklärung  und  Lösung.  Max  ist  erleichtert  und  kopiert  die
Antwort in sein Arbeitsheft, ohne es wirklich zu verstehen.

Ein paar Tage später erhält Max seine Hausaufgaben zurück und entdeckt,
dass er eine gute Note bekommen hat. Er ist erstaunt, wie einfach es war, die
Hausaufgabe  zu  erledigen,  und  denkt  darüber  nach,  ChatGPT  öfter  zu
benutzen, um seine Noten zu verbessern.

ChatGPT hat sich in unser Leben geschlichen und uns mit einem mächtigen
neuen Werkzeug ausgestattet. Wahrscheinlich kennen die allermeisten, die
zur Schule oder Uni gehen, solche Geschichten und sicherlich auch ChatGPT.
Für alle anderen nochmal:

ChatGPT (Generative Pre-trained Transformer 3) ist ein Online-Tool, das wie
ein virtueller Assistent funktioniert, das auf einer speziellen Form von Deep
Learning namens „Transformers“ basiert. Wenn du eine Frage an ChatGPT
stellst,  analysiert  die Plattform zunächst Ihre Eingabe und extrahiert  die
wichtigsten Informationen. Anschließend verwendet sie ihre Datenbank, um
eine  passende  Antwort  zu  generieren  und  sie  in  natürlicher  Sprache
zurückzugeben.

Diese Technologie ermöglicht es, menschenähnliche Gespräche zu führen. Es
basiert auf einer riesigen Menge an Daten und Texten, die von der Plattform
automatisch verarbeitet wurden. Mit dieser Datenbank kann ChatGPT das
Muster menschlicher Sprache und das Verständnis von Zusammenhängen
zwischen  Wörtern  und  Sätzen  erlernen.  ChatGPT  verwendet  auch
maschinelles Lernen, um sich selbst zu verbessern und seine Antworten auf
Basis von Feedback und neuen Daten zu optimieren.

ChatGPT  kann  eine  Vielzahl  von  Fragen  beantworten,  von  allgemeinen
Wissensfragen bis hin zu persönlichen Empfehlungen. Einige Beispiele für
Fragen, die ChatGPT beantworten kann, sind: Was ist die Hauptstadt von



Frankreich? Wie funktioniert die Photosynthese? Wer hat den Roman „Die
Verwandlung“  geschrieben?  Was  sind  die  Vor-  und  Nachteile  von
erneuerbaren  Energien?  Wie  funktioniert  Bitcoin?

Und woran erinnert das einen? Genau: Hausaufgaben. Tatsächlich können
viele Fragen, die ChatGPT beantworten kann, Ähnlichkeiten mit den Fragen
haben, die man in der Schule als Hausaufgabe oder Prüfungsaufgabe gestellt
bekommt. Dies liegt daran, dass ChatGPT auf einer breiten Datenbank von
Wissen  und  Informationen  basiert,  die  von  der  Plattform  automatisch
verarbeitet wurden. Diese Datenbank enthält viele Themen und Fakten, die
auch in Schulfächern wie Geographie, Biologie, Geschichte oder Mathematik
behandelt werden.

Doch welche Aussage macht das über unser Schulsystem und im besonderen
die Rolle von Hausaufgaben darin?

ChatGPT und die Hausaufgabenkultur
Als künstliche Intelligenz, die in der Lage ist, Fragen zu beantworten und
Wissen zu liefern, legt ChatGPT nicht direkt Missstände im kapitalistischen
Schulsystem offen. Allerdings können die Fragen, die an ChatGPT gestellt
werden,  auf  einige  der  Herausforderungen  und  Ungerechtigkeiten  im
Schulsystem  hinweisen.

Zum Beispiel können Fragen nach Hilfe bei Hausaufgaben darauf hindeuten,
dass  Schüler_Innen  in  ein  System  gezwungen  werden,  das  oft  sehr
leistungsorientiert ist und ihnen wenig Zeit für ihre persönliche Entwicklung
und  Interessen  lässt.  Darüber  hinaus  können  Fragen  nach  der  Lösung
komplexer  mathematischer  oder  naturwissenschaftlicher  Probleme darauf
hinweisen, dass Lehrer_Innen mit der Größe von Klassen überfordert sind,
um  Schüler_Innen  zur  selbstständigen  Lösung  zu  ermutigen  oder  zu
befähigen.

ChatGPT  kann  auch  auf  die  ungleiche  Verteilung  von  Bildungschancen
hinweisen,  die  oft  durch  die  sozioökonomischen  Bedingungen  der
Schüler_Innen  und  ihrer  Familien  beeinflusst  wird.  Zum  Beispiel  haben



Schüler_Innen  aus  einkommensschwächeren  Familien  möglicherweise
weniger  Zugang  zu  Ressourcen  wie  Nachhilfe  oder  privaten  Tutoren.
ChatGPT  kann  in  diesen  Fällen  als  eine  Ressource  für  alle  dienen.

ChatGPT zeigt auf, dass Hausaufgaben besser kreativ gestellt werden sollten,
anstatt reine Wiederholung zu sein. Indem Schüler_Innen ChatGPT um Hilfe
bei  ihren  Hausaufgaben  bitten,  wird  deutlich,  dass  viele  der  gestellten
Fragen sich um konkrete Lösungen und einfache Antworten drehen, die ein
maschinenartiges Denken abverlangen.

Um  das  Lernen  zu  fördern,  sollten  Hausaufgaben  jedoch  nicht  nur  auf
einfache  Wiederholung  von  Fakten  und  Formeln  reduziert  werden.
Stattdessen  sollten  Hausaufgaben  so  gestaltet  werden,  dass  sie  die
Kreativität  und  das  kritische  Denken  der  Schüler_Innen  herausfordern.

Hausaufgaben  können  beispielsweise  so  gestellt  werden,  dass  die
Schüler_Innen selbstständig Probleme lösen, eigene Ideen entwickeln und
neue Perspektiven einnehmen müssen. Solche Aufgaben können auch dazu
beitragen, das Interesse der Schüler_Innen an einem bestimmten Thema zu
wecken und ihnen dabei zu helfen, ihre eigenen Stärken und Fähigkeiten zu
entdecken.

Wir fordern also:

Schulen müssen gezwungen werden, ihre Hausaufgabenrichtlinien zu
überarbeiten und sicherzustellen, dass die Hausaufgaben nicht nur
auf Wiederholung und Reproduktion beschränkt sind, sondern auch
auf kreative Problemlösungen und kritisches Denken abzielen.
Hausaufgaben  müssen  mit  den  Inhalten  des  Unterrichts
übereinstimmen.  Es  darf  nicht  sein,  dass  Schüler_Innen  mit
zusätzlicher  Arbeit  überfordert  werden!
Schüler_Innen aus verschiedenen sozialen Schichten müssen Zugang
zu  den  nötigen  Ressourcen  haben!  Hierzu  können  finanzielle
Unterstützung, die Bereitstellung von Materialien und Geräten sowie
die Schaffung von Räumen für Schüler_Innen gehören.
Wir brauchen eine Bildungsreform, die auf  den Bedürfnissen und



Interessen der Schüler_Innen basiert und nicht auf den Interessen
von Unternehmen und Eliten.
Schüler_Innen  müssen  mehr  Mitspracherecht  bei  der  Gestaltung
ihrer Hausaufgaben haben. Es sollte sichergestellt werden, dass ihre
Meinungen und Bedürfnisse gehört werden, um sicherzustellen, dass
Hausaufgaben für sie sinnvoll und relevant sind.

Nachsatz:  Wird  auch  die  Arbeit  des
Artikelschreibens  wegrationalisiert?
Der gesamte Text bis hierhin wurde von ChatGPT generiert, inklusive der
Überschriften. Ich habe nur hier und da gekürzt, aus verschiedenen Fragen
Absätze zusammengestückelt und vielleicht mal eine Überleitung ergänzt.
Für so einen Text muss man bei den Fragen schon sehr genau vorgehen und
eigene Ideen in die Fragen einfließen lassen, denn ansonsten redet ChatGPT
nur belangloses und allgemeines Zeug.  Es muss schon noch ein Mensch
davorsitzen und überlegte Fragen stellen. Aber vielleicht entspricht das auch
der Aufgabe, die uns als Menschen zunehmend zukommt?

Dennoch merkt man an dem Text auch noch, dass er etwas lasch, förmlich
und  inhaltlich  flach  klingt  (selbst  mit  der  Ergänzung  „sozialistische
Sprache“). Die Entwickler_Innen haben das Programm ja extra so entwickelt,
dass  es  versucht,  sich  an  ethische  Regeln  zu  halten.  Interessanterweise
wollte mir ChatGPT nach jeder meiner Fragen zu Hausaufgaben sagen, wie
wichtig es ist,  die Hausaufgaben selbst zu machen und das Tool nur als
Unterstützung zu verwenden. Hoffnung stirbt ja bekanntlich zuletzt.

Personalmangel  an  Schulen:

https://onesolutionrevolution.de/personalmangel-an-schulen-mehrarbeit-und-yoga-sollen-es-richten/


Mehrarbeit  und Yoga sollen  es
richten
Von Christian Gebhardt, Februar 2023. Wir spiegeln diesen Artikel von der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Die Katze ist aus dem Sack: Zu viele Schüler_Innen treffen auf zu wenig
Lehrkräfte.  Es herrscht Lehrkräftemangel  an unseren Schulen.  Laut dem
Berater_Innengremium „Ständige Wissenschaftliche Kommission“ (SWK) der
Kultusminister_Innenkonferenz (KMK) fehlen jetzt schon 12.000 Stellen und
in  den  kommenden  Jahren  soll  diese  Lücke  jährlich  um  etwa  1.600
Lehrer_Innen  ansteigen.

Diese Lage ist der KMK nicht erst seit heute bewusst. Und natürlich nimmt
jede_R  Beschäftigte_R  in  einer  Bildungseinrichtung  schon  lange  das
zunehmende Problem wahr. Jedoch sind die oben angesprochenen Zahlen der
KMK mit Vorsicht zu genießen. Studien des Bildungswissenschaftlers Prof.
Dr. Klaus Klemm, die er im Auftrag unterschiedlicher Organisationen wie z.B.
der GEW oder des VBE (Verband Bildung und Erziehung) durchgeführt hat,
sprechen eher dafür, dass die KMK ein stark geschöntes Bild zeichnet und
mit einer weitaus größeren Lücke bis 2030 zu rechnen ist.

Das dahinter liegende Problem zeichnet sich wie folgt: Geburtenschwache
Jahrgänge nehmen in  den kommenden Jahren ihr  Studium auf,  während
geburtenstärkere  eingeschult  werden –  eine  größere  Schüler_Innenschaft
steht einer kleineren Anzahl an potentiell neuen Lehrer_Innen gegenüber.
Die Zunahme der Schüler_Innenzahlen durch Migration von Geflüchteten
verstärkt diesen Effekt noch. Hier wird zwar gerne nach einem Sündenbock
gesucht, doch den alleinigen Auslöser für das Problem stellt diese bei weitem
nicht dar.

Laut  Klemm  basieren  seine  Berechnungen  wie  die  der  KMK  auf  einer
ähnlichen  Annahme  des  Anstiegs  der  Schüler_Innenzahl  bis  2030  sowie
ähnlicher Zahlen der notwendigen Stellen. Interessant wird es aber, wenn
ein  Fokus  darauf  gerichtet  wird,  wie  sich  das  Neuangebot  frisch
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ausgebildeter Lehrkräfte bis 2030 entwickelt. Die KMK geht hier von einer
konstant bleibenden Zahl aus. Klemm prognostiziert im Gegensatz dazu ein
Sinken der Anzahl jährlich neu ausgebildeter Lehrkräfte. Dies begründet er
durch den Verweis auf die oben schon angesprochenen geburtenschwachen
Jahrgänge,  die in den kommenden Jahren ihr Studium beginnen werden.
Weniger  potenzielle  Lehramtsstudierende  bedeuten  auch  eine  geringere
Anzahl an Neulehrkräften. Die Rechnung der KMK beschreibt er in diesem
Punkt als schlicht unseriös.

Durch diese unterschiedliche Herangehensweise sieht Klemm im Gegensatz
zum KMK für 2030 einen Lehrkräftemangel von 81.000 voraus (480% mehr
als die KMK). Wichtig anzumerken bleibt, dass diese Zahl notwendig ist, um
nur den derzeitigen Status quo aufrechtzuerhalten.

Um  bildungspolitische  Ziele  wie  Inklusion,  Ganztagsausbau,  zusätzliche
Betreuung geflüchteter Jugendlicher zu gewährleisten oder die durch Corona
entstandenen  Lernrückstände  aufzuholen,  werden  noch  viel  mehr  neue
Lehrkräfte benötigt. Die wirkliche Zahl beläuft sich laut Klemm daher bis
2030  somit  auf  weit  über  100.000  Fehlstellen,  möchte  man  diese
ausgerufenen  Ziele  auch  wirklich  erreichen.

Problem erkannt, Problem gebannt?
Nach den obigen Ausführungen können wir schon einmal festhalten, dass die
KMK das Problem nicht erkennen, sondern politisch kleinreden und leugnen
möchte. Auch bei dessen Lösung sieht es nicht besser aus.

Am 27. Januar 2023 stellte die KMK die Vorschläge der SWK vor. Darin wird
u.a. Folgendes vorgeschlagen:

Die Möglichkeit der Teilzeit soll eingeschränkt werden.
Die  zu  unterrichtenden  Unterrichtsstunden  pro  Woche  (Deputat)
sollen befristet erhöht werden.
Auslandsabschlüsse  sollen  einfacher  anerkannt  werden,  um
ausländische Lehrer_Innen schneller einsetzen zu können.
Pensionierte Lehrer_Innen sollen aus dem Ruhestand geholt werden.



Mithilfe des Fernunterrichts soll eine Lehrkraft nicht nur eine Klasse,
sondern mehrere gleichzeitig unterrichten.

Die  Vorschläge  wurden  richtigerweise  von  der  Vorsitzenden  der
Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft (GEW), Maike Finnern, als
„Ausdruck einer Hilflosigkeit“ sowie als „blanker Hohn“ bezeichnet. Sie weist
auch darauf hin, dass u.a. die GEW schon seit Jahren auf die Schönrechnerei
der KMK aufmerksam macht. Passiert sei aber nichts. Die GEW verweist auf
ihre „15 Punkte gegen den Lehrkräftemangel“, die sie zur Diskussion stellt

In diesem Artikel können wir nicht näher auf alle Punkte des „15-Punkte-
Programms“ eingehen. Die Strategie der GEW geht jedoch über ein Anbieten
von  Diskussionen  und  Verhandlungen  nicht  hinaus.  Im  Grunde  ist  das
überhaupt keine Strategie,  sondern nur eine Form des Vermeidens einer
offenen Konfrontation mit der KMK. Das Problem soll eher mitverwaltet und
„gemeinsam überwunden“ werden, anstatt die Interessen der Beschäftigten
darzustellen  und  offensiv  gegenüber  der  KMK  zu  vertreten  und
durchzusetzen.

Was könnte die GEW anders machen?
Einer der Punkte, die die GEW als Lösung vorschlägt ist u.a.:

„Um  ausgebildete  Lehrkräfte  an  den  Schulen  zu  halten,  müssen  die
Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte verbessert und damit attraktiver werden
(Senkung  der  Arbeitszeit,  kleinere  Klassen,  mehr  Ausgleichsstunden,
besserer  Gesundhe i tsschutz ,  höhere  A l tersermäßigung,
Unterstützungssysteme für Lehrkräfte wie Team-Coaching und Supervision
usw.).“

Diese Forderungen finden sich nicht umsonst unter „Punkt 1“ ihrer Liste! Sie
stellen zentrale Fragen dar,  durch den der Lehrer_Innenberuf attraktiver
gestaltet werden kann, um so Kolleg_Innen im Beruf zu halten und junge
Leute für diesen zu begeistern. Leider widerspricht der Vorschlag der KMK
fast  allen  Forderungen.  Dies  verdeutlicht,  dass  hier  kein  Kompromiss
auszuhandeln ist. Es muss sich vonseiten der GEW auf eine langanhaltende
Auseinandersetzung  und  Angriffe  auf  die  Arbeitsbedingungen  der



Beschäftigten  in  den  Schulen  und  darüber  hinaus  eingestellt  werden.

Für  die  GEW  spielt  daher  der  Kampf  um  einen  „Tarifvertrag
Gesundheitsschutz“  und  für  „kleinere  Klassen“  in  Berlin  eine  nicht  zu
unterschätzende Vorreiterrolle! Dieser wird um eine der zentralen Fragen
ausgefochten: Wer holt die Kohlen aus dem Feuer? Die Beschäftigten durch
Mehrarbeit und schlechtere Arbeitsbedingungen – und infolgedessen auch
die Schüler_Innen und Eltern – oder werden Verbesserungen erkämpft und
durchgesetzt, die die Krise im Sinne der Beschäftigen, Schüler_Innen und
Eltern lösen?

Um  diesen  Kampf  aber  zu  gewinnen,  muss  die  GEW  in  Berlin  ihre
Streikstrategie ändern. Die bisherigen eintägigen Warnstreiks haben gezeigt,
dass sie nicht ausreichen, um den Senat zum Umdenken zu bewegen. Sie
sollte  die  Gespräche  für  gescheitert  erklären,  die  Organisation  sowie
Durchführung  eines  unbefristeten  Erzwingungsstreiks  einleiten  und  ihre
Kampfkraft zusammen mit den Kolleg_Innen im öffentlichen Dienst, bei der
Post und im Nahverkehr auf der Straße vereinigen. Hier können wir positiv
auf die Initiative der Jungen GEW Berlin verweisen, die richtigerweise eine
Unterschriftenliste gestartet hat, indem sie den Vorstand der GEW Berlin
dazu  aufruft,  die  Verhandlungen  für  gescheitert  zu  erklären  sowie  die
notwendigen Vorbereitungen und Durchführung eines  Erzwingungsstreiks
e i n z u l e i t e n
(https://docs.google.com/forms/d/e/1FAIpQLSdDESQdkzQGP6lqAFjbYToI6ylV
8LGk9bOyqpJxw-qDr137eQ/viewform).

Bundesweite  Solidaritätskampagne  für  die
Berliner Kolleg_Innen!
Die GEW bundesweit muss aber nicht nur zuschauen, was in Berlin passiert,
sondern sollte schnellstmöglich damit beginnen, den Kampf ihres Berliner
Landesverbandes voll zu unterstützen. Sie sollte eine Solidaritätskampagne
initiieren, in der sie Lehrkräfte, Schüler_Innen und Eltern in Solidarität mit
dem Berliner Tarifkampf sammelt. Neben dem Aussprechen von Solidarität
sollte sie auch darauf abzielen, politischen Druck aufzubauen, indem sie die
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SPD und LINKE dazu aufruft, ihre Blockadehaltung zu durchbrechen. Hierbei
sollte sich gezielt auf diese beiden Parteien fokussiert werden, sind es doch
gerade die SPD und LINKE, die am meisten in den Gewerkschaften verankert
sind und somit durch eine gewerkschaftliche Initiative erreicht und unter
Druck gesetzt werden können. Zusätzlich stellen Parteien wie die CDU oder
FDP gewerkschaftsfeindliche Parteien dar, von denen nichts zu erwarten ist.
Hier  sollte  keine  politisch  diffuse  Kampagne  gefahren  werden,  in  der
Hoffnung  ein  paar  mehr  Solidaritätsstimmen  zu  bekommen.  Aus  einer
klassenkämpferischen  Gewerkschaftspolitik  muss  hier  eine  Klassenlinie
gezogen werden und die CDU bzw. FDP stehen hier auf der anderen Seite.

Eine solche Solidaritätskampagne könnte in zweierlei Hinsicht nützlich sein.
Erstens könnte sie dazu führen, exemplarisch in einem Bundesland „Kleinere
Klassen“ tariflich festzuschreiben. Zweitens könnte sie auch als Ansatzpunkt
fungieren,  um  diese  Forderung  in  einer  bundesweiten  Initiative  zu
kanalisieren  und  mit  weiteren  Forderungen  des  „15-Punkte-Plans“  zu
verbinden.  Diese  bundesweite  Initiative  sollte  diese  Forderungen  als
Bestandteil der kommenden Tarifverhandlungen rund um den „Tarifvertrag
der  Länder“  (TV-L)  vorschlagen  und  diese  in  die  Tarifverhandlungen
integrieren.

So hätten alle Kolleg_Innen im Bildungsbereich, ob Schule oder Kita, die
Chance,  nicht  nur in  Berlin,  sondern bundesweit  zusammen mit  unseren
Schüler_Innen und ihren Eltern auf die Straße zu gehen und der KMK ein
klares „Nein“ auf  ihre Vorschläge entgegenzurufen.  Wir  haben die  Krise
nicht verursacht! Wir werden auch nicht dafür geradestehen!

Vollen  Support  an  die  junge
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GEW Berlin!
Der Berliner  Ableger  der  Gewerkschaftsjugend der  Bildungsgewerkschaft
GEW hat sich mit einem offenen Brief an ihren Landesvorstand gewandt, um
einen Erzwingungsstreik zu organisieren. Nach mittlerweile 7 Warnstreiks
und  0  Gesprächsbereitschaft  seitens  des  grünen  Finanzsenators  Daniel
Wesener wollen sie den Druck auf den Senat dadurch erhöhen, dass die
Verhandlungen für gescheitert erklärt, eine Urabstimmung eingeleitet und zu
einem unbefristeten Streik aufgerufen wird, der erst aufhört, wenn das Ziel
erreicht  ist.  Unsere  Lehrer_innen  kämpfen  dabei  für  einen  Tarifvertrag-
Gesundheit, dessen Ziel es ist, unsere überfüllten Klassen zu verkleinern. Für
sie heißt das: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns heißt das: besser
Lernen, mehr Zeit und weniger genervte Burn-Out-Mathelehrer. Lasst uns
diese Kämpfe verbinden! Wie das genau funktionieren soll,  erfahrt ihr in
unserer neuen Schüler_Innenzeitung oder auf unserer Homepage. Außerdem
findet hier den offenen Brief der jungen GEW zum Nachlesen. Streik in der
Schule, Uni und Betrieb: Das ist unsere Antwort auf ihre Politik!

Im Folgenden spiegeln wir den offenen Brief:

Erzwingungsstreik jetzt
Wir  fordern  den  Landesvorstand  auf,  die  Verhandlungen  um  den
Tarifvertrag-Gesundheit mit dem Berliner Senat für gescheitert zu erklären.
Wir,  die  streikenden  Lehrer:innen,  wollen  selbst  Einfluss  auf  die  Frage
nehmen, wie unser Arbeitskampf geführt wird. Der LV möge deshalb alle
nötigen  Schritte  für  eine  Abstimmung  über  einen  Erzwingungsstreik
einleiten.  Wir  streiken,  bis  wir  unseren  Tarifvertrag  haben!

Begründung
Die  Arbeitsbelastung  in  den  überfüllten  Klassen  unserer  Schulen  ist
unzumutbar.  Während  die  Schüler:innenzahlen  2023  weiter  ansteigen
werden, fehlen noch immer rund 1.000 Kolleg:innen in Berlin. Noch immer
hat  der  Senat  keinerlei  Schritte  unternommen,  um  diesen  Mangel  zu
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beheben.Die  Untätigkeit  des  Berliner  Senats  hat  uns  zum  Handeln
gezwungen. Mit unserem Kampf für einen Tarifvertrag-Gesundheit möchten
wir die Arbeitsbelastung für uns alle durch eine gesetzliche Verankerung von
kleineren Klassengrößen verringern. So waren wir im vergangenen Jahr mit
ganzen sieben Warnstreiks auf der Straße. Wir waren viele und wir waren
laut.  Auch  der  Landeselternausschuss  hat  sich  unseren  Forderungen
angeschlossen. Und trotzdem lehnt der grüne Finanzsenator Daniel Wesener
bis heute ab, überhaupt mit uns zu sprechen. Wir finden: Jetzt reicht’s! Wir
finden, dass wir mehr Druck machen müssen, um den Senat endlich von
seiner  Blockadehaltung  abzubringen.  Wir  finden,  dass  wir  einen
Erzwingungsstreik  zur  Durchsetzung  unserer  Forderungen  brauchen.

Während  der  Senat  unsere  monatlichen  Warnstreiks  noch  teilweise
ignorieren  konnte,  kann  die  Bi ldungsverwaltung  bei  einem
Erzwingungsstreik nicht mehr den Kopf in den Sand stecken und Augen und
Ohren  vor  uns  verschließen.  Ein  Erzwingungsstreik  ist  unser
verfassungsmäßig geschütztes Recht nach gescheiterten Tarifverhandlungen
den Druck auf  den Arbeitgeber  zu erhöhen.  Wir  fordern deshalb unsere
Verhandlungsführer:innen  Anne  Albers  (Leiterin  des  Vorstandsbereichs
Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  und  Udo  Mertens  (Leiter  des
Vorstandsbereichs  Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  auf,  der
Wahrheit ins Auge zu sehen: Erkennt, dass es keine Verhandlungen geben
wird,  wenn wir den Druck nicht erhöhen! Erklärt  die Verhandlungen für
gescheitert!Auf mehreren Personalversammlungen hat uns Udo versprochen,
im kommenden Jahr die „Daumenschrauben anzuziehen“. Udo, halt dich an
dein  Versprechen  und  leite  eine  Urabstimmung  für  einen
Erzwingungsstreik  ein!

Wir lassen uns nicht lähmen von der Verzögerungs- und Hinhaltetaktik des
Senats.  Wir  wollen  unseren  Tarifvertrag,  denn  unter  den  gegebenen
Umständen, weiß kaum jemand von uns, wie wir diesen Job, den wir doch alle
eigentlich irgendwo auch lieben,  die nächsten zehn Jahre weiter machen
sollen.  Lasst  uns  deshalb  gemeinsam  das  Thema  Bildung  auf  die
Tagesordnung  des  Berliner  Wahlkampfes  setzen!

Dafür wollen wir nun endlich „die Daumenschrauben anziehen“. Wir fordern



den  GEW-Landesvorstand  mit  diesen  Unterschriften  dazu  auf,  alle
notwendigen Schritte für einen Erzwingungsstreik in die Wege zu leiten und
diesen aktiv zu organisieren. Natürlich freuen wir uns auch über Solidarität
von Kolleg:innen aus anderen Bundesländern, denn die Frage von kleineren
Klassen betrifft nicht nur Berlin.

Hamburger  Bildungspläne  –
mehr  Leistungsdruck  und
größere Klassen
Wir alle kennen das Problem: Die Klassen sind zu groß, die Lehrkräfte völlig
überfordert und wir kommen im Unterricht nicht mit. Der Leistungsdruck ist
zu hoch, wir haben kaum freie Zeit und selbst in den Ferien müssen wir
lernen – kurzgesagt ist die Situation für Schüler_innen und Lehrkräfte sehr
prekär und niemand ist so richtig zufrieden.

Die Hamburger Schulbehörde hat im März 2022 den ersten Entwurf für neue
Bildungspläne, die wohl die nächsten 10 Jahre gelten sollen, erstellt.  Am
19.12.2022  sollen  diese  veröffentlicht  werden  und  ab  dem  nächsten
Schuljahr  für  die  Oberstufe  gelten.  Die  Pläne  sind  ein  Versuch,  das
Hamburger Schulsystem an ein nationales Zentralabitur anzugleichen. Ziel
ist,  national  einheitliche  Standards  zu  haben,  mit  denen die  zukünftigen
Arbeiter_innen bewertet werden sollen.

Was hat es mit den Plänen auf sich?

Es sollen mehr Inhalte gelehrt werden und es soll in allen Fächern mehr
Klausuren  geben,  die  dann  auch  noch  mehr  zählen  –  richtig:  mehr
Leistungsdruck!  Anstatt  zu  überlegen,  wie  der  Leistungsdruck verringert
werden kann, sollen wir unter noch schlechteren Bedingungen lernen. Das
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bedeutet mehr Zeit, die wir zuhause lernen müssen und weniger individuelles
Eingehen  der  Lehrkräfte  auf  Probleme  der  Schüler_innen.  Gerade
Diskriminierte  Jugendliche  oder  Jugendliche  aus  Arbeiter_innenfamilien
werden darunter leiden. Unsere Eltern haben jetzt schon nicht genug Zeit,
uns zu unterstützen; ab dem nächsten Schuljahr wird das aber noch stärker.
Die Soziale Auslese steigt also weiter ins unermessliche.

Was können wir dagegen tun?

Dass das, was die Schulbehörde vorschlägt, keine Verbesserungen bringt, ist
vollkommen  offensichtlich.  Es  zeigt  sich  auch,  dass  diejenigen,  die  das
entscheiden,  keine  Ahnung  haben,  wie  es  uns  Schüler_innen  geht  oder
unsere Lage ignorieren! Wir wissen selber, was für uns am Besten ist. Wir
müssen  mitbestimmen  können  und  nicht  zusehen,  was  die  Behörde  als
nächstes vor hat!

Wir  müssen  gegen  diese  Pläne  aktiv  werden.  Wir  müssen  uns  als
Schüler_innen  gemeinsam  mit  Lehrkräften  organisieren  und  gemeinsam
zeigen, dass wir das nicht mitmachen werden!

Am 14.01.2023 wollen wir uns treffen und gemeinsam überlegen, wie wir
diese Pläne aufhalten können. Kommt auch zu Aktionen, wie am 19.12. um 16
Uhr am Hachmannplatz, um gegen diese Pläne und für echte Mitbestimmung
von uns Schüler_innen zu kämpfen!

Wir fordern:

Stoppt die Bildungspläne! Weniger Prüfungen, kleinere Klassen und
mehr Zeit für individuelle Themen, statt noch mehr Leistungsdruck!
Echte  Mitbestimmung:  Statt  einer  beratenden  Instanz,  muss  die
Schüler_innenvertretung  unsere  Interessen  in  Abstimmungen  und
Entscheidungen vertreten können!
Für  eine  Gewerkschaft  der  Schüler_innen!  Wir  können uns  nicht
mehr gefallen lassen, dass wir nichts gegen Politik gegen uns tun
können! Für das Recht zu streiken!



Was  bringt  es,
Schülersprecher_In zu werden?
Von Lia Malinovski

Neues Schuljahr, neue Schulsprecher_Innenwahlen und verändern wird sich
sowie  nichts?  Die  Mitbestimmungsrechte  in  der  Schule  durch  Klassen-,
Schulsprecher_Innenwahlen und das Recht Vollversammlungen einzuberufen
wurden sich von Schüler_Innen hart erkämpft. Statt echter Mitbestimmung
wurde  die  schulische  Mitbestimmung  durch  Organe  der  Schüler_Innen
jedoch  nur  zur  Integration  und  Vorbereitung  auf  die  parlamentarisch-
repräsentative  Demokratie  umgestaltet.  Kurz  gesagt  wurde  aus  echter
Mitbestimmung  ein  bürokratisches  Pseudo-System  ohne  wirkliches
Mitbestimmungsrecht.  Das  sieht  man  besonders  daran,  dass  vor  jede
Entscheidung durch die Schüler_Innenvertretung, die der Schulleitung nicht
passt, ein Riegel geschoben wird und die Durchsetzung durch scheinheilige
Gründe plötzlich nicht mehr geht.  Zudem passieren die Wahlen meistens
nach Beliebtheit und schon im Voraus ist klar, dass ein Großteil der Ideen eh
nicht umgesetzt wird.

Aber warum treten wir dann zur Schüler_Innensprecherwahl an?

Als Kommunist_Innen haben wir keine Illusionen in das pseudodemokratische
Mitbestimmungssystem an den Schulen. Jedoch wurde dieses System von
Schüler_Innen wie uns erkämpft und wir können und sollten es nutzen, um
die  Schule  zu  politisieren  und  revolutionäre  Positionen  an  die  Leute  zu
bringen.  Oft  wird  so  getan,  als  wäre  die  Schule  ein  unpolitischer  oder
politisch neutraler Ort, der nichts mit der politischen Außenwelt zu tun hat.
Die Realität widerlegt diese These: Wer auf welche Schule geht, wer Abitur
macht und unter welchen Bedingungen, welche Inhalte gelehrt werden usw.
ist sehr stark davon abhängig, aus welcher (sozialen) Klasse man kommt.
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Kinder  von  Arbeiter_Innen  und  Migrant_Innen  sind  stark  benachteiligt,
während Kinder von Kapitalist_Innen große Vorteile haben, bessere Bildung
bekommen  und  mehr  Möglichkeiten  der  Selbstbestimmung  und
Selbstentfaltung  haben.  Die  Schule  spiegelt  also  die  Klassengesellschaft
wider,  und  das  auch  mit  allen  anderen  negativen  Facetten:  Sexismus,
Rassismus, Queerfeindlichkeit usw. sind bittere Normalität. Uns zeigt das,
dass wir noch viel zu erkämpfen haben.

Wie machen wir das also?

Wir müssen die Probleme an den Schulen aufzeigen. Wir müssen unsere
Mitschüler_Innen  dafür  sensibilisieren,  dass  die  Schule  entgegen  dem
Gelaber unserer Lehrer_Innen ein politischer Ort ist. Ein Mittel neben vielen
dafür  können  die  Wahlen  der  Schüler_Innenvertretung  sein.  Durch
Wahlkampf und Vollversammlungen – sofern es sowas gibt – haben wir ein
Podium zur Verfügung, in dem wir unsere Positionen darlegen können und
die  Probleme an den Schulen und im Schulsystem benennen können.  In
vielen Bundesländern gibt es das Recht für die Schüler_Innenvertretung, für
alle Schüler_Innen (ihre Mehrzahl) verpflichtende Versammlungen ausrufen
zu können, bei denen der Unterricht wegfällt und bei denen das Programm
dieser Versammlungen durch die Schüler_Innenvertretung bestimmt wird.
Dies nennt man eine Vollversammlung. Solche Plattformen können ebenfalls
als  Diskussionsplattform genutzt  werden und Schüler_Innen eine Stimme
bieten,  die  sie  sonst  nicht  haben.  So  kann  eine  revolutionäre
Schüler_Innenvertretung die Schule politisieren. Ihr erster Schritt könnte die
Organisierung des Kampfes für wirkliche Verbesserungen sein. Aber nur ein
erster Schritt,  denn Diskussionen und das Aufstellen von Forderungen in
Vollversammlungen und der Schüler_Innenvertretung ändern ja noch nichts
am aktuellen Zustand.

All das reicht doch noch nicht, um etwas zu verändern, oder?

Als  Jugendliche  müssen  wir  uns  dort  organisieren,  wo  wir  uns  täglich
aufhalten. Mit verschiedenen Aktionsformen können wir das System unter
Druck setzen und unseren Forderungen Gehör verschaffen. Wir können mit
Flyern,  Flugblättern  oder  linken  Schüler_Innenzeitungen  die  Probleme



benennen und Wege aufzeigen, diese zu bekämpfen. Mit Kundgebungen oder
Demonstrationen können wir ein größeres Publikum, auch außerhalb der
Schulen, erreichen und auch hier unsere Forderungen verbreiten. Mit genug
Masse  können  schon  solche  Aktionen  kleine  Verbesserungen  schaffen.
Letztlich gibt uns das Mittel des Schulboykotts oder -streiks die Möglichkeit,
durch direkte Aktion und Sabotage des täglichen Ablaufes, das System unter
Druck zu setzen und wirkliche Verbesserungen zu erkämpfen.

Nicht alle Aktionsformen ergeben zu jeder Zeit Sinn. Und bevor wir über
Blockaden oder Boykotte reden können, müssen wir die Schüler_Innen und
die  Schule  politisieren.  Bevor  wir  direkte  Aktionen  zur  Verbesserung
durchführen  können,  müssen  wir  unsere  aktuellen  Möglichkeiten
ausschöpfen.  Es  ist  anstrengend  und  macht  oft  keinen  Spaß,  mit
Mitschüler_Innen über Politik zu diskutieren. Aber wir haben keine andere
Wahl. Und es ist auch möglich Erfolg zu haben. Beispielsweise haben erst im
September beim letzten großen Klimastreik Schüler_Innen in Darmstadt auf
ihre Schule eine eintägige Besetzung mit Streikposten errichtet. Das zeigt
doch, dass nichts unmöglich ist.

Deswegen  ru fen  w i r  zur  Bete i l igung  an  den
Schülersprecher_Innenwahlen  auf.  Politisiert  eure  Schulen,  tragt
aktuelle,  revolutionäre  Forderungen  in  die  Schulen  und  lasst  die
Schüler_Innen darüber diskutieren!

Mit Glück schafft ihr es sogar, in die Schüler_Innenvertretung zu kommen
und habt Möglichkeiten, Mitbestimmung und Freiräume für Schüler_Innen zu
erkämpfen. Und selbst wenn nicht – es wird immer Leute geben, die eure
Positionen gut fanden oder darüber diskutieren wollen. Ladet sie zu Treffen
ein oder organisiert Diskussionsrunden! Gründet ein Aktionskomitee an der
Schule!

Wir  treten  zur  Schülersprecher_Innenwahl  mit  diesen  Forderungen  an.
Ergänzt sie und wendet sie an eure eigenen Schulen an! Ihr wisst am besten,
was passieren muss:

Für  Unabhängigkeit  von  Staat  und  bürgerlicher  Familie:  1200€



Grundeinkommen für Schüler_Innen auf Staat sein Nacken!!
Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, Hefte, Stifte und digitale Endgeräte
müssen kostenlos für alle sein!
Schluss mit den privatisierten Mensen mit Dreckessen! Alle Mensen
in öffentliche Hand und Kontrolle über das Angebot und die Preise
der Mensa durch Schüler_Innen und Lehrer_Innen.
Einen  Raum,  der  den  Schüler_nnen  zur  freien  Gestaltung  und
Nutzung in der Freizeit zur Verfügung steht und finanzielle Mittel,
um diesen nach Wunsch auszustatten
Eine  wähl-  und  abwählbare  (!)  Meldestelle  für  Vorfälle  von
Diskriminierung
Investitionen in unsere Bildung – Holt das Geld vom Militär und von
den Reichen her!

End Fossil: Occupy your School!
Die  neue  aufkommende  Klimabewegung  End  fossil  Occupy  bereitet  sich
immer  weiter  aus.  Schon  in  Frankreich,  England,  Schottland,  der  USA,
Mexiko,  Kanada,  Dänemark,  Spanien,  Deutschland  und  Portugal  gibt  es
Ortsgruppen von End Fossil. Die Bewegung setzt sich zum Ziel, „die fossile
Wirtschaft zu beenden“ und macht dies, indem sie, wie der Name schon sagt,
Schulen und Unis besetzt.

In Deutschland hat es schon an mehreren Unis und Schulen Besetzungen und
Aktionen  gegeben,  so  wie  in  Göttingen,  wo  zwei  Schulen  und  eine  Uni
momentan besetzt sind. Bei den Besetzungen nehmen sich die Aktivist:innen
einen Raum,  wie  zum Beispiel  einen Hörsaal  und benutzen ihn  um den
normalen  Ablauf  zu  stören,  so  wie  Workshops  rund  um  das  Thema
Klimawandel und was man dagegen tun kann, zu veranstalten. Die Aktionen
werden  von  bundesweiten  Forderungen  begleitet,  so  wie  von  lokalen
Forderungen, die konkret an die besetzten Orte angepasst werden. Also so
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was wie „Solarzellen für das Uni-Dach!“. Einer der wichtigsten Forderungen
der  Bewegung  ist  aber  “eine  Übergewinnsteuer  für  alle  Energieträger“,
kombiniert  mit  der  langfristigen  Forderung  der  Vergesellschaftung  der
Energieproduktion unter demokratische Hand, die nicht profitorientiert sein
darf.  Außerdem beinhalten die  Forderungen noch die  Notwendigkeit  des
Ausbaus  von  ÖPNV  und  die  sofortige  Wieder-Bereitstellung  des  9-Euro-
Tickets. Langfristig fordern die Aktivist_innen einen kostenlosen ÖPNV. Dazu
schließt sich End fossil Occupy auch den Forderungen von Lützi bleibt! ,Debt
for Climate und Genug ist Genug an. Daran sieht man, dass End fossil occupy
anerkennt, dass ihre Kämpfe nicht isoliert passieren können und aktiv mit
anderen Kämpfen gegen den menschengemachten Klimawandel und für die
Rechte von Lohnabhängigen verbunden werden müssen.

End Fossil gebührt unsere volle Solidarität! Keine Hetze von Schulleitungen,
Dekan,  Stadtregierung  oder  Springer-Presse  kann  diese  brechen.  Als
Jugendorganisation  unterstützen  wir  die  Besetzungen,  insbesondere  von
Schulen, und wollen diese Aktionen voranbringen. Wir unterstützen die 3
Prinzipien  „Besetzen  bis  zum Erfolg!“,  „Klimagerechtigkeit“  und  „Jugend
geführt“ voll und ganz. Wir glauben jedoch, dass wir sie nicht ganz erreichen
werden, wenn End Fossil so weiter macht wie bisher. Da wir schon lange
sowohl in der Bildungs- als auch in der Klimabewegung aktiv sind, konnten
wir dort bereits wertvolle Erfahrungen sammeln. Im Folgenden wollen wir
End Fossil  deshalb einige Vorschläge machen, wie wir glauben, dass die
Besetzungen  langfristig  Erfolg  haben  und  ihre  Ziele  auch  tatsächlich
erreichen können. Uns ist dabei wichtig zu betonen, dass diese Vorschläge
nicht  von  Besserwisser:innen  abseits  der  Barrikade  kommen,  sondern
solidarische Vorschläge von Aktivist:innen sind, die sich selbst aktiv an den
Kämpfen beteiligen.

Besetzen bis zum Erfolg1.

Zum einen halten wir es für wichtig, dass sich die Besetzungen nicht nur auf
einen kleinen Kreis von Aktiven stützen, sondern von einem Großteil  der
Schüler_innen oder Studierenden getragen werden. Dafür müssen wir das
Mittel  der  Vollversammlung nutzen,  um mit  möglichst  vielen  Leuten  ins
Gespräch zu kommen, und die kommenden Aktionen zu planen. So können



wir  erreichen,  dass  unsere  Besetzungen  nicht  nur  symbolisch  bleiben,
sondern tatsächlich eine Basis und Unterstützung haben, mit deren Hilfe wir
länger bestehen bleiben können. Dabei ist wichtig, dass sich an Schulen und
Unis aus den besetzenden heraus Demokratische Streikkomitees gründen,
die die Besetzungen koordinieren, sich mit anderen Besetzungen vernetzen
und vielleicht auch eigene Flyer erstellen, die andere an Schule und Uni von
der  Besetzung  überzeugen  können.  Der  Zweck  davon  ist  es,  damit  die
Besetzung  länger  am  Laufenden  zu  halten,  so  wie  die  Bewegung  so
auszuweiten,  dass  die  Besetzungen  nicht  isoliert  bleiben,  sondern  von
anderen Unis und Schulen unterstützt werden. Apropos Unterstützung: Auch
die  Lehrer_innen und Unibeschäftigten sollten wir  für  die  Ideen unserer
Besetzungen gewinnen. Auch sie geht die Klimafrage etwas an und außerdem
kritisieren sie  immer wieder,  zu wenig Mitspracherechte zu haben.  Hier
bietet sich ihnen mal eine Gelegenheit, ihrem Unmut Luft zu verschaffen. Die
Mitglieder  der  Bildungsgewerkschaft  GEW  müssen  wir  aufrufen,  die
Besetzungen zu unterstützen und diese sollten wiederum ihre Kolleg_innen
überzeugen. So können wir unserer Besetzung mehr Rückhalt verschaffen
und außerdem auch mögliche Repressionen abwenden.

2. Klimagerechtigkeit

Im  Gegensatz  zu  vielen  anderen  Climate-Justice-Strukturen  und
Organisationen traut sich End Fossil die wichtige Forderung aufzuwerfen,
dass  die  Energieproduktion  demokratisch  und  nicht  profitorientiert
vergesellschaftet  werden  soll.  Da  fragen  wir  uns  aber  unter  wessen
demokratischer Hand? Die der Arbeiter:innen? Oder die der Politiker:innen?
Deswegen schlagen wir vor, die Forderungen zu spezifizieren. Wir schlagen
vor,  die  Energieproduktion  unter  der  Kontrolle  der  Arbeiter:innen  zu
enteignen.  Aber  wie  kann  das  End  Fossil  hinkriegen,  wenn sie  sich  als
Bewegung an Schulen und an Unis aufbaut?

End  fossil  muss  aktiv  in  ihren  Aktionen  die  Gewerkschaften  und  die
Arbeiter:innen dazu aufrufen, sich ihnen anzuschießen und ihre Arbeitsplätze
zu besetzen und unter eigene demokratische Kontrolle zu bringen. Dies kann
sie durch die Aktionen und Besetzungen klarmachen, indem End fossil die
Arbeiter:innenklasse aktiv  in  ihren Forderungen aufruft  und darum auch



mobilisiert.  Die  besetzten  Räume  müssen  genutzt  werden,  um  diese
Forderungen  klar  an  die  Außenwelt  zu  tragen.  Allein  das  Stören  der
Normalität und das Besetzen von Unis baut noch nicht den ökonomischen
Druck auf das fossile Kapital auf, den es braucht, um damit endlich Schluss
zu machen. Bleiben die Besetzungen der Unis isoliert,  erzeugt dies zwar
Aufmerksamkeit,  aber  um  dem  fossilen  Kapital  tatsächlich  den  Hahn
abzudrehen,  müssen  wir  es  durch  Streiks  und  Fabrikbesetzungen  dazu
zwingen.  Eine  Solidarisierung  mit  den  aktuellen  Tarifrunden  in  der
Metallindustrie  und dem öffentlichen Dienst  wären erster Schritt,  hin zu
einem  Schulterschluss  zwischen  Klima-  und  Arbeiter_innenbewegung.
Streikende  Arbeiter:innen,  Beschäftigte  aus  der  Energieproduktion  und
Gewerkschafter:innen  müssen  auf  die  Vollversammlungen  eingeladen
werden. Aber auch das Einladen und die Diskussion mit Lehrer_innen oder
Renigungspersonal kann gewinnbringend sein. Gemeinsam können wir dann
diskutieren und Aktionen planen, denn der Kampf fürs Klima ist letztlich ein
Klassenkampf, für unsere Fortexistenz auf diesem Planeten. Die Forderung
nach  der  Enteignung  der  Energiekonzerne  unter  Arbeiter:innenkontrolle
kann eine wichtige Brücke werden zwischen Klimabewegung und denjenigen,
die schon jetzt ihre Nebenkostenabrechnung nicht mehr bezahlen können.

3. Jugend geführt?

End fossil hat es jetzt schon geschafft viele Jugendliche an sich zu ziehen,
welche  es  auch  selbst  geschafft  haben,  verschiedene  Unis  und  Schulen
überall  in  der  Welt  zu  besetzen.  In  ihren  Prinzipien  versteht  sich  die
Kampagne explizit als „Jugendbewegung“. Als Jugendorganisation teilen wir
natürlich  die  Idee,  dass  sich  Jugendliche  selbstständig  und  unabhängig
organisieren sollten. Wir halten es aber deshalb auch für zentral, dass auch
Forderungen  für  die  Jugend  aufgestellt  werden.  Das  glauben  wir,  weil
Jugendliche  in  ihrem  täglichen  Leben  und  an  der  Schule  nahezu  kein
Mitbestimmungsrecht  haben  und  von  Autoritäten  wie  Eltern  oder
Lehrer:innen abhängig sind. Warum sonst müssen wir unsere Schule erst
einmal besetzen, um überhaupt gehört zu werden? Eine Jugendbewegung
muss dies anerkennen, auf die autoritäre Fremdbestimmung eingehen und
Vorschläge machen, wie wir das ändern können. Es braucht Forderungen,



mit den man Jugendliche besser erreichen und sie aktiv  in einen Kampf
gegen den Klimawandel einbinden kann. Es gilt unsere Lebenssituation zu
verbessern und uns mehr gesellschaftliche Macht zu erkämpfen.  Deshalb
fordern wir:

Kostenloseses und ökologisches Mensaessen! Selbstverwaltete
Speisepläne von uns Schüler_innen!

Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume,  die  in den
Pausen für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!

Weg mit  dem Leistungsterror  Schüler:innen Kontrolle  über
den Lehrplan!

Demokratische Kontrolle der Schüler:innen und Beschäftigten
über die Schulen/Unis, bildet Räte!

Für eine flächendeckende Modernisierung und energetische
Sanierung aller Schulgebäude sowie ihrer Heizungs-, Wasser-
und Belüftungssysteme. Bezahlt werden soll das von denen,
die vom Krieg und den steigenden Energiepreisen profitieren!

Solidarität  mit  den  Tarifrunden  in  Metallindustrie  und
öffentlichem Dienst!

Sofortige  Enteignung  aller  Energiekonzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle!

Neues  Schuljahr  aber  alte
Probleme: Leistungsdruck, Covid

https://onesolutionrevolution.de/neues-schuljahr-aber-alte-probleme-leistungsdruck-covid-und-kaputte-fenster/
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und kaputte Fenster
Das  neue  Schuljahr  hat  in  allen  Bundesländern  begonnen  und  egal  in
welchem  der  16  verschiedenen  Schulsysteme  du  zur  Schule  gehst:  die
Probleme sind überall dieselben. Herr Müller macht immer noch dieselben
rassistischen „Witze“ und checkt dein Neo-Pronomen nicht, der Rollladen
klemmt immer noch, sodass man das Fenster nicht öffnen kann und von Tag
1  an  wird  uns  wieder  Druck  gemacht,  dass  schon  wieder  so  viele
Klassenarbeiten  und  Klausuren  anstehen.  Leider  hat  sich  keins  der
strukturellen Probleme in der Schule in den Ferien in Luft ausgelöst. Dabei
war im letzten Jahr noch überall die Rede davon, dass wir Schüler_Innen die
Zukunft seien, dass keine Investition in das Bildungssystem zu teuer sein
dürfe und man auf keinen Fall bei den Schulen sparen würde. Alle Parteien
haben bei der Bundestagswahl beteuert, wie sehr ihnen unsere Bildung am
Herzen liege. Das Hauptargument für die Öffnung der Schulen während der
Pandemie war in allen Zeitungen, dass man uns Schüler_Innen nicht im Stich
lassen wolle.

Sparen, sparen, sparen?

Schon ein paar Monate später sieht die Situation wieder ganz anders aus:
Jetzt  müssen  wir  sparen,  denn  das  Vaterland  muss  verteidigt  werden.
Ohnehin steckte die Wirtschaft auch schon vor der russischen Invasion der
Ukraine in einer tiefen Krise. Die Coronapandemie hat diese noch verschärft
und seitdem Krieg herrscht, kann die Bundesregierung so tun, als ob die
ganzen  geplanten  Sparmaßnahmen  Solidaritätsaktionen  für  die
Ukrainer_Innen wären. „Frieren für den Frieden“ zählt auch für die Schule –
nur dass die Heizung auch schon im letzten Winter nicht funktioniert hat.
Und  während  die  Bundesregierung  fucking  100  Milliarden  Euro  in  die
Bundeswehr  steckt,  will  sie  bei  der  Bildung  sparen.  Der  grüne
Ministerpräsident  von  Baden-Württemberg  Winfried  Kretschmann  hat
vorgeschlagen, die Klassengröße einfach zu erhöhen. Mehr Schüler_Innen in
einer  Klasse  bedeutet  schließlich,  dass  man  weniger  Lehrer_Innen  und
Räume  braucht.  Leider  lässt  sich  in  überfüllten  Klassen  nur  richtig
beschissen  lernen.  Das  grüne  Außenministerium  kürzt  die  Gelder  des
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Deutschen  Akademischen  Austauschdienstes  (DAAD)  für  rund  6.000
Stipendien. Für 6000 Jugendliche aus Arbeiter_Innenfamilien heißt das: Ciao
Studium. In Berlin plante der Senat die veranschlagten 136 Millionen Euro
für  den  Bau  neuer  Schulen  und  10  Millionen  Euro  für  zusätzliche
Sozialpädagog_Innen  einzusparen.  Und  das  sind  nur  einige  Beispiele.

Kalter Corona-Herbst

Auf uns wartet ein kalter Herbst und ein noch kälterer Winter, doch unsere
Schulgebäude sind einfach krasse Bruchbuden.  Fenster  lassen sich nicht
richtig schließen oder öffnen, gereinigt wird aufgrund von Personalmangel
nur noch alle 3 Tage und die Toiletten sind dauerverstopft. Ein Raum, in dem
wir in Pausen entspannt und vor allem von Lehrer_Innen ungestört abhängen
können,  existiert  nur  in  unseren kühnsten Träumen.  Dabei  gibt  es  nicht
einmal genug Gebäude, um uns alle unterzubringen. So müssen manche von
uns weite Schulwege in Kauf nehmen, mit 32 anderen Schüler_Innen in einer
Klasse sitzen oder haben jahrelang in einem Container Unterricht. Doch der
Herbst wird nicht nur kalt, es rollt auch noch eine neue Coronawelle auf uns
zu.  Man  hätte  ja  aus  den  letzten  Jahren  lernen  können  und  sichere
Belüftungssysteme in die Schulgebäude einbauen können. Stattdessen wurde
das Förderprogramm für Luftfilteranalagen auslaufen gelassen. Also heißt es
wieder:  Fenster  auf,  Erkältung  rein.  Auch  in  diesem  Jahr  nehmen  die
Landesregierungen  in  Kauf,  dass  wir  uns  mit  Corona  anstecken,  unsere
Familien  infizieren,  wieder  tagelang  isoliert  zuhause  sitzen  müssen  und
vielleicht auch noch Folgeschäden mit uns tragen. Einfach weil ihnen der
Ausbau von sicheren Hygienemaßnahmen zu teuer ist. Dazu kommen noch
Tausende  von  uns,  die  sich  bereits  in  den  letzten  Monaten  mit  Corona
infiziert haben und seit dem Long Covid zu kämpfen haben. Für diejenigen
gibt es keine Hilfemaßnahmen, sondern sie haben halt Pech gehabt, wenn sie
sich im Unterricht nicht konzentrieren können, einschlafen und schlechte
Noten schreiben.

Leistungsdruck

Das Schuljahr ging kaum los, schon steht da wieder die Mathelehrerin und
erzählt  uns,  wie schlecht  unser Jahrgang ist  und was wir  alles  aufholen



müssen. So als ob es unsere Schuld wäre, dass wir in einer Pandemie stecken
und sowieso ständig Unterricht ausfällt. Ausbaden müssen es trotzdem wir,
indem  wir  den  gleichen  Unterrichtsstoff,  mit  der  gleichen  Anzahl  von
Klassenarbeiten  in  weniger  Unterrichtszeit  in  immer  volleren  Klassen
durchpauken müssen. Immer mehr von uns müssen das Nicht-Gelernte in
privatem Nachhilfeunterricht nachholen, dabei kann sich das nur leisten, wer
reiche Eltern hat.  Alle Politiker_Innen haben in den Anfangsmonaten der
Pandemie davon geredet,  was die geschlossenen Schulen für eine starke
psychische Belastung für uns Schüler_innen sei. Und ja, ihr habt Recht, es
war  echt  scheiße.  Aber  wo  sind  die  ganzen  Schulpsycholog_Innen  und
Sozialarbeiter_Innen,  die  ihr  uns  versprochen  habt?  Wo  das  Plus  an
Therapieplätzen,  um  über  unsere  Depressionen  und  Angststörungen
sprechen zu können? Anstatt uns zu helfen, wird der Leistungsdruck erhöht.
Das Personal fehlt dabei nicht nur im psychologischen Bereich, sondern in
der ganzen Schule. Der Lehrer_Innenmangel führt sogar weit, dass ganze
Fächer einfach ausfallen und man zum Beispiel in der 9. Klasse einfach mal
ein  paar  Monate  kein  Englisch  hat  oder  die  Sportstunden  von  3  auf  2
eingekürzt werden. Die Willkommensklassen sind voll mit Schüler_Innen aus
der  Ukraine,  aber  es  gibt  nicht  genügend  Lehrkräfte,  damit  sie  auch
vernünftigen Unterricht bekommen. Und Inklusion gibt es auch nur auf dem
Papier,  denn  es  gibt  kein  Personal,  um  diejenigen  von  uns,  die  mehr
Unterstützung beim Lernen bräuchten, aufzufangen.

Inflation betrifft uns auch.

Dass  unser  Bildungssystem diejenigen aus  reichen Familien  belohnt  und
Migrant_Innen-  oder Arbeiter_Innenkids benachteiligt,  ist  kein Geheimnis.
Aber warum redet niemand davon, dass dieser Unterschied noch krasser
wird, wenn die Inflation unsere Eltern noch ärmer macht? Zum Beispiel sind
die Preise für Schulhefte von Juni auf Juli um 13,6 Prozent gestiegen und
sogar das schlechte Mensaessen ist teurer geworden. Auf die Inflation folgt
meistens eine Rezession und Zehntausende verlieren ihre Jobs.  Das wird
auch  uns  in  der  Schule  treffen  und  unsere  Chancen  auf  einen  nicen
Schulabschluss nur noch verringern.

Yallah Klassenkampf!



Wird Zeit, dass wir was tun! Lasst uns mit unseren Mitschüler_Innen über die
Probleme in  unseren Schulen diskutieren und aktiv  werden.  Mit  kleinen
Protestaktionen  im  oder  vor  dem  Schulgebäude  können  wir  auf  die
Missstände  hinweisen  und  Aufmerksamkeit  schaffen.  Lasst  uns
Aktionskomitees  an  unseren  Schulen  gründen,  um  weitere  Aktionen  zu
planen  und  uns  mit  anderen  Schulen  bundesweit  zu  vernetzen.  Die
Gewerkschaft der Lehrer_Innen, die GEW, plant in den kommenden Wochen
Aktionen und Streiks, von denen auch wir Schüler_Innen etwas haben: Ob für
kleinere  Klassen  oder  für  mehr  Lohn  und  damit  weniger  gestresste
Lehrkräfte. Lasst uns mit unseren streikenden Lehrer_Innen solidarisch sein
und  mit  ihnen  gemeinsam  auf  die  Straße  gehen.  Wenn  man  etwas
durchsetzen  will,  sind  Gewerkschaften  eine  praktische  Sache,  deshalb
brauchen wir auch sowas! Und zwar eine basisdemokratisch organisierte
Schüler_Innengewerkschaft,  in  der  wir  unsere  Interessen  gegenüber  den
Landesregierungen  und  den  Lehrerinnenverbänden  deutlich  machen  und
verteidigen können. Dabei müssen wir unsere Forderungen in die Schule
tragen und uns mit den bestehenden Bewegungen auf der Straße, ob gegen
die Inflation, gegen den Klimawandel oder gegen Rassismus verbinden. Denn
allein  in  der  Schule  werden  wir  die  tiefgreifenden  Probleme  des
Bildungssystems  nicht  lösen  können.

Wir fordern:

Stoppt  sofort  alle  geplanten  Sparmaßnahmen  im  Bildungswesen!
Stattdessen brauchen wir eine flächendeckende Modernisierung aller
Schu lgebäude  sowie  ihrer  He izungs - ,  Wasser -  und
Belüftungssysteme. Bezahlt werden soll das von denen, die vom Krieg
und den steigenden Energiepreisen profitieren!
Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen
für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!

Lehrmittelfreiheit! Schulbücher, Hefte, Stifte, digitale Endgeräte und
auch das Schulessen müssen kostenlos für alle sein!
Kleinere Klassen und dafür neue Lehrer_Innen, Sozialarbeiter_Innen,
pädagogische  Assistenzkräfte,  Sonderpädagogog_Innen,
Schulpsycholog_Innen, Sozialarbeiter_Innen und auch Personal in der



Verwaltung und Instandhaltung!
Gleiche  Mitbestimmungsrechte  bei  den  Lehrplänen,  dem
Prüfungskalender und beim Unterrichtsstoff durch gewählte Organe
von uns Schüler_Innen!


